
Aktenzeichen: HJW 3652/2025/W 

Notare Hagedorn Jocham Weißer 
Notar Christian Weißer 

langer Anger 7 • 69115 Heidelberg 
Tel.: 06221 43545-0 • Fax: 06221 43545-99 

Mail: kontakt@notare-hjw.de 

Vollständiger Wortlaut 
der Satzung der 

Heidelberger Beteiligungsholding AG 
mit Sitz in Heidelberg 

Hiermit bescheinige ich, der Notar, dass die geänderten 
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vollständigen Wortlaut der Satzung 

n 16.05.2025 

als bestellter Vertreter 
Christian Weißer 



Satzung 
der 

Heidelberger Betelllgungsholdlng AG 

r. Allgemelne Bestimmungen 

§ 1 

Firma, Sitz und Gesellschaft 

(1) Die Firma der Gesellschaft lautet: Heidelberger ßetelllgungsholdlng AG. 

(2) Die Gesellschaft hat Ihren Sitz In Heidelberg. 

(3) Das Geschäftsjahr läutt vom 1. Januar bis 31. Dezember. 
Für den Zeitraum 1. April 2000 bis 31. Dezember 2000 wird ein Rumpfgeschäftsjahr 

gebildet. 

§ 2 
Gegenstand des Unternehmens 

(1) Der Gegenstand des Unternehmens Ist der Erwerb, die Verwaltung und die Veräußerung 
von Betelllgungen an Kapital- und Personengesellschaften, sowie die Beratung von 

Unternehmen Insbesondere in den Bereichen Eigenkapitalausstattung, Börseneinführung, 

Management-Buy-Out bzw. Management-Buy-In, strategische Partnerschaften, 
Unternehmenskauf und Unternehmensverkauf sowie Finanzierung. Die Gesellschaft Ist 

berechtigt, alle Geschäfte und Maßnahmen durchzuführen und zu übernehmen, die ft.lr 
diesen Zweck sinnvoll und dienlich sind. Die Gesellschaft Ist weiterhin berechtigt, ihr 
eigenes Vermögen zu verwalten und alle Arten von Finanzgeschäften und Geschärten mit 

Finanzinstrumenten, für die eine Erlaubnis nach KWG nicht erforderllch Ist, vorzunehmen. 

(2) Die Gesellschaft Ist berechtigt, Tochtergesellschaften und Zwelgnlederlassungen Im In­ 

und Ausland zu errichten. 



§3 

Bekanntmach1.mgen und Informationen an Aktionäre 

(1) Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen Im Bundesanzeiger. 

(2) Informationen an die Inhaber zugelassener Wertpapiere dürfen bei Vorliegen der 

gesetzlichen Voraussetzungen auch Im Wege der Datenfernübertragung ubermlttelt 

werden. 

(3) Der Anspruch der Aktionäre aus §§ 125 Abs. 2, 126 Abs. 1 AktG auf Übermittlung von 
Mitteilungen nach § 125 Abs. 1 AktG Ist auf die Übemilttlung Im Wege elektronischer 
Kommunikation beschränkt. Der Vorstand bleibt dessen ungeachtet berechtigt, ist aber 

nicht verpflichtet, auch andere Formen der Übermittlung zu nutzen, soweit der jewelllge 

Aktionär dies verlangt oder hierzu sonst zugestimmt hat und gesetzliche Bestimmungen 
nicht entgegenstehen. 

II. Grundkapital, Aktien, Aktionäre 

§4 
Höhe und Einteilung des Grundkapitals 

(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt 274.400,00 Euro (in Worten: 
zweihundertvlerundsiebzigtausendvlerhundert Euro). Es Ist eingeteilt in 274.400 Aktien 
(Stückaktien). 

(2) Die Aktien lauten auf den Inhaber. 

(3) Die Form der Aktienurkunden und der Gewinnanteil- und Erneuerungsscheine bestimmt 
der Vorstand. Über mehrere Aktien eines Aktionärs kann elne Urkunde erstellt werden. Der 

Anspruch des Aktionärs auf Verbrleflmg seines Anteils Ist ausgeschlossen. 

(4) Bel einer Kapitalerhöhung kann die Gewinnbeteiligung neuer Aktien abweichend von § 60 
Aktiengesetz bestimmt werden. 
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(5) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats, das Grundkapital der 
Gesellschaft bis zum 26. Mai 2026 einmalig oder mehrfach, ganz oder in Teilbeträgen um bis zu 
insgesamt Euro 137.200,00 durch Ausgabe neuer, auf den Inhaber lautender Stückaktien gegen Bar­ 
und/ oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital). Die neuen Aktien sind ab dem Beginn 
des Geschäftsjahres, in dem sie ausgegeben werden, gewinnberechtigt. 
Grundsätzlich ist den Aktionären ein Bezugsrecht einzuräumen. Die neuen Aktien können auch von 
einem durch den Vorstand bestimmten Kreditinstitut mit der Verpflichtung übernommen werden, 
sie den Aktionären anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). Kreditinstituten gleichgestellt sind die 
nach§ 53 Abs. 1 Satz 1 oder§ 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes über das Kreditwesen 
tätigen Unternehmen. 
Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu. Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre auf Aktien auszuschließen: 

(1) Um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen. 

(2) Soweit es erforderlich ist, um Inhabern von Options- oder Wandlungsrechten bzw. den zur 
Optionsausübung oder Wandlung Verpflichteten aus Options- oder Wandelanleihen, Genussrechten 
oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente), die von der 
Heidelberger Beteiligungsholding AG ausgegeben werden, ein Bezugsrecht auf neue auf den Inhaber 
lautende Stückaktien der Gesellschaft in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung 
der Options- oder Wandlungsrechte bzw. nach Erfüllung der Wandlungs- oder Optionspflichten als 
Aktionär zustehen würde. 

(3) Wenn der Ausgabebetrag der neuen Aktien zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des 
Ausgabebetrages den Börsenpreis von Aktien der Gesellschaft mit gleicher Ausstattung nicht 
wesentlich unterschreitet und die unter Ausschluss des Bezugsrechts nach dieser Ziffer (3) während 
der Laufzeit der Ermächtigung ausgegebenen Aktien in Summe 10% des Grundkapitals nicht 
überschreiten, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung 
dieser Ermächtigung. Auf diese Zahl sind Aktien anzurechnen, die zur Bedienung von Options- oder 
Wandelschuldverschreibungen ausgegeben wurden oder auszugeben sind, sofern die 
Schuldverschreibungen in entsprechender Anwendung des§ 186 Abs. 3 S. 4 AktG unter Ausschluss 
des Bezugsrechts ausgegeben wurden. Auf die Begrenzung auf 10% des Grundkapitals ist ferner die 
Veräußerung eigener Aktien anzurechnen, wenn die Veräußerung auf Grund einer im Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens des genehmigten Kapitals gültigen Ermächtigung zur Veräußerung eigener Aktien 
unter Bezugsrechtsausschluss erfolgt. 

(4) Wenn die Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen zum Zwecke des Erwerbs von oder des 
Zusammenschlusses mit Unternehmen bzw. Unternehmensteilen oder des Erwerbs von 
Beteiligungen an Unternehmen erfolgt. 

(5) Soweit ein Dritter, der nicht Kreditinstitut ist, die neuen Aktien zeichnet und sichergestellt 
ist, dass den Aktionären ein mittelbares Bezugsrecht eingeräumt wird. 

Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der 
Kapitalerhöhung, den weiteren Inhalt der Aktienrechte und die Bedingungen der Aktienausgabe 
festzulegen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend der 
Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals oder nach Ablauf dieser Ermächtigungsfrist neu zu 
fassen. 
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(6) Das Grundkapital wurde um bis zu 137.200,00 Euro durch Ausgabe von neuen, 

auf den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital). Die 

bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von auf den Inhaber lautenden 

Stückaktien an die Inhaber von Options- oder Wandelanleihen, Genussrechten 

oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) 

(zusammen „Schuldverschreibungen") jeweils mit Options- oder Wandlungs­ 

rechten bzw. -pflichten, die aufgrund der von der Hauptversammlung vom 11. 

April 2025 beschlossenen Ermächtigung bis zum 10. April 2030 von der Heidel­ 

berger Beteiligungsholding AG oder einer Konzerngesellschaft der Heidelberger 

Beteiligungsholding AG im Sinne von § 18 AktG, an der die Heidelberger Betei­ 

ligungsholding AG unmittelbar oder mittelbar zu mindestens 90 % der Stimmen 

und des Kapitals beteiligt ist, ausgegeben werden. Die Ausgabe der neuen 

Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des vorstehend bezeichneten Ermächti­ 

gungsbeschlusses jeweils zu bestimmenden Options- bzw. Wandlungspreis. 

III, Der Vot'$tand 

§5 
zusanunensetzung des Vorstandes 

Der vorstand besteht a 15 einer oder mehreren Personen, Die Zahl der MltgUeder des Vorstands 

b-estlmmt der Aufsichtsrat. 

§6 
ßeschäftsfUhrung und Vertretung 

( l) Die Gesellschaft wird gCSP.tzlich vertreten durch ein Mltglled des Vorstandes, wenn Ihm der 
Au stchterst die ßefugnls zur All rwertretuog erteilt hat. Im übrlqen wird dle Gesellschaft 
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vertreten durch zwei Mitglieder des Vorstands oder durch ein Mltglled des Vorstands In 
Gemeinschaft mit einem Prokuristen. Ist nur ein Vorstandsmltglled bestellt, vertritt es 

allein. 

(2) Der Aufsichtsrat kann einzelnen Vorstandsmltglledern generell oder fOr den Einzelfall die 

Befugnis erteilen, die Gesellschaft bei der Vornahme von Rechtsgeschäften mit sich als 

Vertreter eines Dritten uneingeschränkt zu vertreten. 

IV. Der Aufsichtsrat 

§7 

Zusammensetzung, Amtsdauer, Amtsniederlegung 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus 3 Mltglledern. 

(2) Die Aufslchtsratsmltglleder werden für die Zelt bis zur Beendigung der Hauptversammlung 
gewählt, die über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach dem Beginn der 
Amtszeit beschließt. Das Geschäftsjahr, In dem die Amtszelt beginnt, wird nicht 

mitgerechnet. Die Hauptversammlung kann für die Mltglleder der Aktionäre bei der Wahl 
eine kürzere Amtszeit bestimmen, sie kann mit Mehrheit Aufslchtsratsmltglleder von Ihrem 

Amt abberufen. Die Wahl des Nachfolgers eines vor Ablauf der Amtszeit ausgeschiedenen 

Mitglieds erfolgt, soweit die Hauptversammlung die Amtszeit des Nachfolgers nicht 
abweichend bestimmt, für den Rest der Amtszelt des ausgeschiedenen Mltglleds. 

(3) Die Mitglieder des Aufsichtsrats können Ihr Amt durch einen an den Vorsitzenden des 
Aufsichtsrats oder an den Vorstand zu richtende schrlftllche Erklärung unter Einhaltung 

einer Frist von vier Wochen niederlegen. 

( 4) Die Abberufung eines von den Aktionären zu wählenden Aufslchtsratsmltglleds bedarf 

zwingend einer Mehrheit, die mindestens 80 % der bei der Hauptversammlung 
abgegebenen Stimmen umfasst. 
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§8 

Vorsitzender und Stellvertreter 

(1) Der Aufsichtsrat wählt Im Anschluss an die Hauptversammlung, In der die 

Aufslchtsratsmltglleder der Aktionäre gewählt worden sind, In einer ohne besondere 

Einberufung stattfindenden Sitzung aus einer Mitte einen Vorsitzenden und einen 

Stellvertreter für die In§ 7 Abs. 2 bestimmte Amtszeit. 

(2) Scheidet der Vorsitzende oder sein Stellvertreter vor Ablauf der Amtszeit aus seinem Amt 
aus, so hat der Aufsichtsrat eine Neuwahl für die restliche Amtszelt des Ausgeschiedenen 

vorzunehmen. 

§9 

Vertraulichkeit 

Alle Verhandlungen und Beschlüsse des Aufsichtsrats sind vertraulich. Die Mitglieder des 
Aufsichtsrats haben - auch nach dem Ausscheiden aus dem Amt - über sämtliche vertraulichen 

Informationen, Insbesondere Verhandlungen und Beschlüsse des Aufsichtsrats sowie Betriebs­ 
und Geschäftsgeheimnisse, die Ihnen durch Ihre Tätigkeit Im Aufsichtsrat bekannt werden, 
Stlllschwelgen zu bewahren. WIii ein Mitglied des Aufsichtsrat Informationen an Dritte 

weitergeben, von denen nicht mit Sicherheit auszuschließen Ist, dass sie vertraulich sind und/oder 
Betriebs- bzw. Geschäftsgeheimnisse betreffen, so Ist er verpflichtet, den Vorsitzenden des 
Aufsichtsrats oder seinen Stellvertreter sowie den Vorstand vorher schriftlich zu unterrichten und 

Ihm Gelegenheit zur Stellung zu geben. Ausscheidende Aufsichtsratsmitglieder haben die in Ihrem 
Besitz befindlichen vertraulichen Unterlagen der Gesellschaft an den Aufsichtsratsvorsitzenden 

oder seinen Stellvertreter zurückzugeben. 

§ 10 
Einberufung und Beschlussfassung 

( 1) Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden durch den Aufsichtsratsvorsitzenden einberufen 
und geleitet, Der Aufsichtsrat hat zwei Sitzungen Im KalenderhalbJahr abzuhalten. ferner 
sind Sitzungen dann abzuhalten, wenn es gesetzlich erforderlich oder geschäftlich 
angezeigt Ist. Der Aufsichtsratsvorsitzende fertigt über Verhandlungen und Beschlüsse des 
Aufsichtsrats Niederschriften an; die Niederschriften sind von Ihm zu unterzeichnen 
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(.2) Auf Verlangen des Vorsitzenden des Aufsichtsrats kann die Stimmabgabe durch mündllche, 
telefonische, schriftliche sowie durch Telefax, E•Mall oder unter Verwendung eines anderen 
gebräuchlichen Kornmunlkatlonsmlttels erfolgen, wenn kein Mitglied nach Zugang der 
entsprechenden Anordnung wledersprlcht, Der Aufsichtsratsvorsitzende hält die so 

gefassten Beschlüsse schriftlich fest, 

(3) Den Vorsitz In der Aufsichtsratssitzung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder sein 

Stellvertreter, 
(4) Der Vorsitzende Ist ermächtigt, Im Namen des Aufsichtsrats, die zur Durchführung der 

Beschlüsse des Aufsichtsrats erforderlichen WIiienserkiärungen abzugeben, 

(5) Der Aufsichtsrat Ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder, aus denen 

er insgesamt zu bestehen hat, an der Beschlussfassung teilnehmen, Maßgebend für die 

Wirksamkeit der Beschlussfassung Ist die Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 

§ 11 

Vergütung 

(1) Die Mltglleder des Aufsichtsrats erhalten neben dem Ersatz Ihrer Auslagen eine feste, nach 
Ablauf des Geschäftsjahres zahlbare Vergütung, die für jedes Geschäftsjahr - pro rata 

temporls - Euro 5,000,00 für das einzelne Mitglied und für den Vorsitzenden das Doppelte 
davon beträgt, sofern die Hauptversammlung nichts anderes beschließt. 

(2) Die auf die Vergütung zu zahlende Umsatzsteuer wird von der Gesellschaft erstattet, 
soweit die Mltglleder des Aufsichtsrats berechtigt sind, die Umsatzsteuer der Gesellschaft 
gesondert In Rechnung zu stellen, und sie dieses Recht ausüben, 

(3) Die Gesellschaft kann zugunsten der Aufsichtsratsmitglieder eine Vermögensschaden­ 

Haftpfllchtverslcheru ng (D&O.Yerslcheru ng) absch lleßen. 

§ 12 

(1) Der Aufsichtsrat kann festlegen, ab welcher betragsmäßigen Höhe Investitionen bzw. 
Kreditaufnahmen seiner Zustimmung unterliegen. 
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(2) Der Aufsichtsrat kann auch andere Geschäfte bestimmen, die seiner Zustimmung 

bedürfen. 

V. Die Hauptversammlung 

§ 13 

Ort und Einberufung 

(1) Die Hauptversammlung wird sofern nicht nach Gesetz oder Satzung auch andere Person 
dazu befugt sind, durch den Vorstand einberufen. 

(2) Die Hauptversammlung Ist mindestens 36 Tage vor der Hauptversammlung einzuberufen. 
Der Tag der Einberufung und der Tag der Hauptversammlung sind nicht mitzurechnen. Im 
Übrigen gilt§ 121 Abs. 7 AktG. 

(3) Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft, Im Umkreis von 70 km um den 
Sitz der Gesellschaft oder In einer anderen deutschen Gemeinde mit mindestens 20.000 
Einwohnern statt. 

(4) Fristen, die von der Hauptversammlung zurückzurechnen sind, sind jeweils vom nicht 
mitzählenden Tage der Versammlung zurOckzurechnen. 

§ 14 
Tellnahmerecht und Stimmrecht 

( 1) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind nur 
diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich in Textform (§ 126 b BGB) angemeldet haben. 
Die Anmeldung muss der Gesellschaft unter der In der Einberufung hierfür mitgeteilten 
Adresse mindestens sechs Tage vor der Hauptversammlung zugehen, wobei der Tag des 
Zugangs und der Tag der Versammlung nicht mitzurechnen sind. Im Übrigen gilt § 121 
Abs. 7 AktG. 

(2) Der Nachweis des Aktienbesitzes muss sich auf den für börsennotierte Gesellschaften 
gesetzlich bestimmten Zeitpunkt beziehen. Ein in Textform erstellter Nachweis des 
Anteilsbesitzes nach § 67c Absatz 3 AktG reicht aus. Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt 
für die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Ausübung des Stimmrechts als 
Aktionär nur, wer den Nachweis des Aktienbesitzes erbracht hat. 
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§ 15 
Vorsitz In der Hauptversammlung 

(1) Den Vorsitz In der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats, Im Falle 
seiner Verhinderung sein Stellvertreter. Wenn sowohl der Vorsitzende des Aufsichtsrats als 

auch sein Stellvertreter verhindert sind, wird der Versammlungsleiter durch die 

Hauptversammlung gewählt. Die Wahl zum Versammlungslelter wird vom ältesten Mitglied 

der Hauptversammlung geleitet. 

(2) Der Vorsitzende leitet die Versammlung. Er bestimmt die Reihenfolge, In der die 

Gegenstände der Tagesordnung verhandelt werden, sowie die Art und Reihenfolge der 

Abstimmungen. Der Versammlungsleiter kann das Frage- und Rederecht der Aktionäre 
zeltllch angemessen beschränken; er kann Insbesondere den zeitlichen Rahmen des 

Versammlungsverlaufs, der Aussprache zu den Tagesordnungspunkten sowie des 
einzelnen Rede- oder Fragebeitrags angemessen festsetzen. 

§ 16 

Die Beschlüsse der Hauptversammlung werden, soweit nicht zwingende gesetzliche Vorschriften 
entgegenstehen, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen, und - sofern das Gesetz 

außer der Stimmenmehrheit eine Kapltalmehrhelt vorschreibt - mit der einfachen Mehrheit des 
bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals gefasst, es sei denn, die Satzung bestimmt 
eine höhere Mehrheit für bestimmte Beschlussfassungen. Ausgenommen von vorheriger Regelung 

sind särntllche Satzungsänderungen - diese bedürfen grundsätzlich mehr als 80 % der bei der 

Hauptversammlung abgegebenen Stimmen. 
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VI. Jahresabschluss 

§ 17 
Jahresabschluss und ordentliche Hauptversammlung 

(1) Der Vorstand hat In den ersten drei Monaten des Geschäftsjahres den Jahresabschluss und 
den Lageberlcht für das vergangene Geschäftsjahr aufzustellen und dem Abschlussprüfer 

vorzulegen. Nach Eingang des Prüfungsberichts sind der Jahresabschluss, der Lageberlcht, 

der Prüfungsbericht und der Vorschlag für die Verwendung des BIianzgewinns unverzüglich 
dem Aufsichtsrat vorzulegen. 

(2) Nach Eingang des Berichts des Aufsichtsrats Ober das Ergebnis seiner Prüfung hat der 
Vorstand unverzüglich die ordentliche Hauptversammlung einzuberufen, die Innerhalb der 

ersten 8 Monate eines jeden Geschäftsjahres stattzufinden hat. Sie beschließt über die 
Entlastung des Vorstandes und des Aufsichtsrats sowie über die Verwendung des 

Bilanzgewinns und wählt den Abschlussprüfer. 

(3) Vorstand und Aufsichtsrat sind ermächtigt, bei der Feststellung des Jahresabschlusses den 
Jahresüberschuss, der nach Abzug der In die gesetzlichen Rücklagen elnzustellenden 

Beträge und eines Verlustvortrages verbleibt, zum Tell oder ganz In die anderen 
Gewinnrücklagen einzustellen, Die Elnstellung eines größeren Teils als die Hälfte des 

Jahresüberschusses Ist nicht zulässig, soweit die anderen Gewinnrücklagen nach der 

Elnstellung die Hälfte des Grundkapitals übersteigen würden. 

(4) Von der Vorlage und Prüfung des Jahresabschlusses durch einen Abschlussprüfer sowie 

dessen Wahl kann abgesehen werden, soweit die Prüfung durch einen Abschlussprüfer 
nach den gesetzlichen Vorschriften nicht erforderlich Ist. 

VII. Schlussbestlmmungen 

§ 18 
Änderungen der Satzungsfassung 

Der Aufsichtsrat Ist befugt, Änderungen der Satzung zu beschließen, die nur deren Fassung 
betreffen, 
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§ 19 
Mlttellungspfllchten für Inhaber wesentllcher Betelllgungen 

§ 27a Absatz (1) des Gesetzes über den Wertpapierhandel (Wertpaplerhandelsgesetz) findet 
keine Anwendung, 
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